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Die Gruppe der nuklearen Lieferländer (NSG), der auch die Schweiz angehört, will Exporte 
verhindern, die zum Bau von Atomwaffen missbraucht werden können. Angesichts der 
Ausbreitung friedlicher Nuklearprogramme sowie der Ambitionen des Atomwaffenstaats 
Indien auf eine Mitgliedschaft steht die Identität der NSG zur Debatte. Eine Aufnahme 
Indiens wäre ein Signal für den Wandel der NSG von einer Gruppe zur Stärkung der nuklearen 
Nichtverbreitungsnorm hin zu einem Zusammenschluss von Staaten, die zu nuklearen 
Exporten befähigt sind.

DIE GRUPPE DER NUKLEAREN  
LIEFERLÄNDER AM SCHEIDEWEG

Die Frage einer NSG-Mitgliedschaft Indiens sorgt für Kontroversen: Bau von Kernreaktoren in Kudankulam, 
Indien, 14. April 2009. � IAEA / Petr Pavlicek

würde daher den Charakter der NSG verän-
dern. Das indische Aufnahmebegehren ist 
damit ein Testfall für die Frage, ob die NSG 
weiterhin ein Zusammenschluss von grund-
sätzlich den Zielen des NPT verpflichteten 
Ländern sein oder sich losgelöst von Non-
proliferationsbestrebungen zu einer Grup-
pierung von Staaten entwickeln soll, die 
über nukleare Exportfähigkeiten verfügen.

NSG: Entstehung und Grundlagen
Es war der indische Nuklearversuch vom 
18. Mai 1974, der die sieben Staaten USA, 
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 
Grossbritannien, Japan, Kanada und die So-
wjetunion dazu bewog, ihre nuklearen Ex-
portkontrollen aufeinander abzustimmen. 
Das Plutonium, das Indien für seinen Test 
verwendet hatte, war in einem Reaktor pro-
duziert worden, der von den USA und Ka-
nada unter der Annahme geliefert worden 
war, dass er ausschliesslich für zivile Zwe-
cke genutzt würde. Indien, das nicht dem 
NPT angehörte, bezeichnete den Test zwar 
als Explosion zu friedlichen Zwecken, das 
Land wurde jedoch verdächtigt, ein Kern-
waffenprogramm zu unterhalten.

1977 verabschiedete der inzwischen auf 15 
Länder angewachsene und als «Londoner 
Gruppe» bezeichnete Zusammenschluss die 
ersten Richtlinien für den Export nuklearer 
Materialien und Ausrüstungen. Seit 1991 ist 
die Bezeichnung Nuclear Suppliers Group 
gebräuchlich. Dieser gehören derzeit 46 
Staaten an. Das Ziel der NSG ist es, den Zu-
gang zu in militärischen Atomprogrammen 
verwendbaren Technologien zu verhindern, 
zugleich aber die friedliche Verwendung 
des Atoms zu ermöglichen. Die NSG ist lose 

Die Gruppe der nuklearen Lieferländer (Nu-
clear Suppliers Group, NSG) ist ein Instru-
ment zur Kontrolle des Exports von Mate-
rialien und Technologien, die zum Bau von 
Atomwaffen dienen können. Ihre Mitglie-
der setzen es sich zum Ziel, nur diejenigen 
Exporte zu ermöglichen, die zweifelsfrei 
einer friedlichen Nutzung des Atoms die-
nen. Das Exportkontrollregime der NSG ist 
nur politisch verbindlich und basiert nicht 
auf einem völkerrechtlichen Vertrag. Kern 
der Aktivitäten ist die Abstimmung der 
nationalen Exportkontrollen der NSG-Mit-
gliedstaaten anhand entsprechender Richt-
linien. Zudem tauschen die Mitglieder In-
formationen aus, um die Durchsetzung der 
Exportkontrollen zu verbessern. Zentraler 
Bezugspunkt für die Arbeit der NSG ist der 
Nukleare Nichtverbreitungsvertrag (Non-
Proliferation Treaty, NPT). Dieser erlaubt die 
friedliche Nutzung des Atoms, verbietet 

jedoch gleichzeitig die Unterstützung von 
Nicht-Kernwaffenstaaten beim Bau oder 
Erwerb von Nuklearwaffen.

Bislang sehen die Mitgliedstaaten die NSG 
als ein Instrument zur Stärkung der nukle-
aren Nonproliferation. Zwei Entwicklungen 
stellen diese Bedeutung jedoch infrage: 
Erstens erhalten im Zuge der Globalisie-
rung immer mehr Staaten Zugriff auf Tech-
nologien, die für den Bau von Atomwaffen 
genutzt werden können. So planen derzeit 
Länder wie die Vereinigten Arabischen Emi-
rate oder Vietnam den Bau von Atomkraft-
werken. Zweitens muss die NSG über eine 
Erweiterung ihrer Mitgliedschaft entschei-
den. Mit Indien drängt ein Atomwaffen-
staat in die Gruppe, der nicht dem NPT an-
gehört. Bislang kann der NSG nur beitreten, 
wer sich der nuklearen Nichtverbreitungs-
norm unterwirft. Eine Aufnahme Delhis 
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Über die Jahre haben die NSG-Mitglieder 
ihr Exportkontrollregime schrittweise 
gestärkt. Zu Beginn der 1990er-Jahre er-
gaben die Inspektionen der Internatio-
nalen Atomenergiebehörden (IAEA) nach 
der Operation Desert Storm, dass Saddam 
Hussein dank des Imports von Dual-Use-
Gütern ein recht weit vorangeschrittenes 
Atomwaffenprogramm aufgebaut hatte. 
Diese Erkenntnis hatte grossen Einfluss 
auf die Arbeit der NSG. 1993 legten ihre 
Mitglieder fest, dass gelistete Güter nur 
noch an Staaten geliefert werden sollen, 
die ihre Nuklearaktivitäten in vollem Um-
fang den Sicherungsabkommen der IAEA 
unterstellen (full-scope safeguards). Fer-
ner nahmen die NSG-Staaten 2004 einen 
so genannten Catch all-Mechanismus an. 
Demnach sollen auch Exporte ungelisteter 
Güter in Länder unterbunden werden, die 
verdächtigt werden, ein illegales Kernwaf-
fenprogramm zu unterhalten.

Über die Verschärfung der Exportkontrol-
len für besonders sensitive Technologien 
wie Urananreicherung und Wiederaufbe-
reitung diskutierten die NSG-Mitglieder 
fast zehn Jahre lang. Solche Technologien 
können wichtige Elemente eines vollstän-
digen nuklearen Brennstoffkreislaufs für 
friedliche Zwecke bilden. Sie können aber 
auch genutzt werden, um die beiden po-
tenziellen Ausgangsstoffe für den Bau 
von Atombomben zu produzieren: hoch 
angereichertes Uran oder Plutonium. Im 
Jahr 2011 einigte sich die NSG darauf, sen-
sitive Technologien nur noch bei Erfüllung 
bestimmter Auflagen zu liefern. Zentrale 
Kriterien sind die NPT-Mitgliedschaft des 
Empfängerlands sowie die Einhaltung der 
IAEA-Safeguards. Zudem muss das Emp-
fängerland die IAEA-Zusatzprotokolle oder 
ein vergleichbares regionales Regime be-
folgen. Viele NSG-Mitglieder setzen sich 
dafür ein, dass die Anwendung der IAEA-
Zusatzprotokolle nicht nur für die Uranan-
reicherung und die Wiederaufbereitung, 
sondern für alle Nukleargüter zur Liefer-
voraussetzung gemacht wird. Fortschritte 
in dieser Frage werden jedoch dadurch er-
schwert, dass noch nicht alle NSG-Mitglie-
der diese Zusatzprotokolle ratifiziert haben 
(vgl. Kasten).

Herausforderungen
Die NSG steht derzeit vor einer Reihe von 
Herausforderungen. So muss sie ihre Richt-
linien kontinuierlich aktualisieren, um an-
gesichts des technisch-naturwissenschaft-
lichen Fortschritts das Entstehen von 
Lücken zu verhindern. Eine weitere Prob-
lematik stellt die Ausbreitung friedlicher  

harmonisieren und den NSG-Richtlinien an-
zupassen, will die NSG erreichen, dass die-
ser legitime Austausch nicht zum Bau von 
Atomwaffen missbraucht wird. Dazu erlässt 
die NSG Exportkontrolllisten: Eine erste 
Liste umfasst nukleare Güter wie Kernre-
aktoren und zugehörige Ausrüstungen 
einschliesslich nicht-nuklearer Materialien 
sowie Einrichtungen für die Wiederaufbe-
reitung, die Urananreicherung, die Konver-
sion nuklearer Materialien, die Herstellung 
von nuklearen Brennstäben sowie die Pro-
duktion schweren Wassers. Eine zweite Lis-
te erfasst Gegenstände und Technologien, 
die nuklear wie nicht-nuklear nutzbar sind 
(sog. Dual-Use-Güter) und für ein Kernwaf-
fenprogramm wichtig sein könnten. Diese 
Listen müssen immer wieder aktualisiert 
werden. Der Informationsaustausch über 
die Anwendung der Exportkontrollen ist 
ein wichtiger Aspekt der Arbeit der NSG-
Mitglieder. Wenn ein NSG-Staat den Export 
gewisser Güter in einen Drittstaat verwei-
gert, soll diese Information an alle NSG-
Mitglieder übermittelt werden, damit nuk-
leare Importeure die NSG-Mitglieder nicht 
gegeneinander ausspielen können. Zudem 
werden auch Informationen über Netzwer-
ke und Mittelsmänner ausgetauscht, die 
die Exportkontrollen unterlaufen wollen.

Viele Entwicklungsländer kritisieren, die 
NSG bilde ein Kartell von Technologiebesit-
zern. Die NSG-Mitglieder argumentieren, 
die Sicherstellung der friedlichen Verwen-
dung von Lieferungen sei die Vorausset-
zung, um überhaupt Unterstützung beim 
Aufbau ziviler Nuklearprogramme leisten 
zu können. Sie bemühen sich aber auch, 
durch Transparenzmassnahmen wie die 
regelmässig aktualisierte Darstellung der 
NSG-Aktivitäten, die Durchführung von In-
formationsveranstaltungen für Nichtmit-
glieder und den Unterhalt einer Website 
Misstrauen abzubauen.

organisiert und besitzt kein ständiges Se-
kretariat. Das jedes Jahr wechselnde Vorsitz-
land richtet die jährliche Plenarversamm-
lung aus. Daneben finden Arbeitsforen, 
Expertentreffen und Gespräche mit Nicht-
teilnehmerstaaten statt. Alle Entscheidun-
gen der NSG unterliegen der Konsensregel. 

Die Aufnahme eines Landes in die NSG 
hängt von fünf Kriterien ab: der Fähigkeit, 
in den NSG-Richtlinien aufgeführte Güter 
zu liefern; dem Wille zur Anwendung der 
NSG-Richtlinien; der Existenz und der Um-
setzung eines mit den NSG-Bestimmun-
gen vereinbaren, rechtlich verankerten Ex-
portkontrollregimes; der Mitgliedschaft im 
NPT (oder einer vergleichbaren regionalen 
Übereinkunft wie einer Atomwaffenfreien 
Zone) und der vollständigen Durchsetzung 
ihrer Bestimmungen sowie der Bereit-
schaft, die internationalen Bemühungen 
zur Nonproliferation von Massenvernich-
tungswaffen zu unterstützen.

Das Rückgrat der gesamten internationalen 
Bemühungen um die Vermeidung der Ver-
breitung von Massenvernichtungswaffen 
bildet der NPT (vgl. CSS Analyse Nr. 65 ). Die 
NSG nimmt darauf Bezug, ist aber nicht Be-
standteil dieses Vertrags. Im NPT verpflich-
ten sich die derzeit 190 Vertragsstaaten, auf 
Atomwaffen zu verzichten. Eine Ausnahme 
bilden die fünf anerkannten Atommächte 
(USA, Russland, Grossbritannien, Frankreich, 
China), welche sich jedoch zu ernsthaften 
Bemühungen um nukleare Abrüstung be-
kennen mussten. Der NPT enthält gleichzei-
tig eine Klausel über den freien Zugang zur 
Kernenergie. Darin wird ausdrücklich der 
Austausch von Ausrüstungen, Material und 
Informationen vereinbart, um die friedliche 
Nutzung des Atoms zu erleichtern. 

Mit der Aufforderung an die Mitgliedstaa-
ten, ihre nationalen Exportkontrollen zu 

Die Mitglieder der Nuclear Suppliers Group (Stand: Februar 2013)

http://www.css.ethz.ch/publications/DetailansichtPubDB?rec_id=660
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Andere NSG-Mitglieder stehen einer Mit-
gliedschaft Indiens kritisch gegenüber. Sie 
argumentieren, dadurch würden NPT- und 
NSG-Mitgliedschaft entkoppelt. Solange 
Indien nicht auf seine Atomwaffen ver-
zichtet – und darauf deutet derzeit nichts 
hin – kann es nicht dem NPT beitreten. Als 
Atomwaffenstaat bleibt Indien der NPT-
Zugang verwehrt, da der Vertrag nur jene 
Länder als Kernwaffenstaaten anerkennt, 
die vor dem 1. Januar 1967 Nuklearexplo-
sionen durchgeführt haben. Die NSG-Mit-
gliedschaft eines Atomwaffenbesitzers, 
der nicht dem NPT angehört, würde aber 
den Unmut derjenigen nicht-nuklearen 
NPT-Mitglieder stärken, die in der NSG 
ein illegitimes Instrument industriell ent-
wickelter Länder sehen, um den weni-
ger entwickelten Staaten den Zugang zu 
wirtschaftlich wichtigen Technologien zu 
verweigern. Tatsächlich würde die NSG in-
sofern unglaubwürdig, als ihre Mitglieder 
immer wieder versichern, dass die Nicht-
verbreitungsnorm des NPT Bezugspunkt 
ihrer Exportkontrollaktivitäten sei. Eine 
NSG-Mitgliedschaft des Atomwaffenbesit-
zers Indien wäre mit dieser Aussage kaum 
vereinbar.

Gegen eine indische NSG-Mitgliedschaft 
sprechen aus Sicht der Kritiker weitere Ar-
gumente. So produziert Indien anders als 
die USA, Russland, Frankreich und Gross-
britannien weiterhin spaltbares Material 
zur Herstellung von Atomwaffen. Zudem 
ist Delhi auch nicht gewillt, den nuklea-
ren Teststoppvertrag (CTBT) zu ratifizieren, 
was allerdings beispielsweise von den USA 
auch noch nicht vollzogen worden ist. Ein 
weiteres Gegenargument lautet, dass In-
dien als NSG-Mitglied auch kaum zu einer 
Stärkung von Exportkontrollrichtlinien bei-
tragen würde.

Beitrittskandidat Indien
Konkret stellt sich diese Frage bereits seit 
einiger Zeit im Zusammenhang mit einer 
möglichen NSG-Aufnahme Indiens. Delhi 
ist nicht Mitglied des NPT. Spätestens seit 
den Nukleartests von 1998 ist offensicht-
lich, dass Indien über Kernwaffen verfügt. 
Es baut sein entsprechendes Arsenal von 
etwa 80 – 100 nuklearen Sprengköpfen zu-
dem aus und stellt auch neue Trägersyste-
me in Dienst. Das Verhältnis zu Indien sorgt 
innerhalb der NSG seit Jahren für Zündstoff. 
Die US-Regierung unter George W. Bush be-
fürwortete – unterstützt u.a. von Frankreich 
und Russland – eine NSG-Ausnahmeklausel 
für das Land, um auch NSG-relevante Güter 
nach Indien exportieren zu können. Nach 
langer Debatte genehmigte das NSG-Ple-
num im September 2008 eine solche Klau-
sel. Voraussetzung war, dass Indien sein 
ziviles von seinem militärischen Atompro-
gramm trennte und ersteres der IAEA für 
Inspektionen zugänglich machte. 

Nunmehr möchte Indien einen Schritt 
weitergehen und NSG-Mitglied werden. 
Ein formelles Beitrittsgesuch hat Delhi  
allerdings noch nicht gestellt. Neben 
dem Prestigeaspekt sind wirtschaftliche 
Gesichtspunkte ausschlaggebend. Die 
Mitgliedschaft in relevanten Exportkon-
trollregimen würde dem wirtschaftlich ex-
pandierenden Indien den Zugang zu sen-
sitiven Technologien künftig erleichtern. 
Aus Sicht der NSG spricht für eine indische 
Mitgliedschaft, dass damit ein wichtiger 
potenzieller Exporteur in das Regime inte-
griert würde. Die Atommächte USA, Frank-
reich, Grossbritannien und Russland unter-
stützen Indiens Beitrittswunsch überdies, 
weil sie ein wirtschaftliches Interesse an 
einem florierenden nuklearen Handel mit 
Indien haben. 

Nuklearprogramme dar. Beginnen Länder, 
die der NSG nicht angehören, die Atom-
energie zu nutzen, so werden sie damit 
gleichzeitig zu potenziellen Exporteuren. 
Wenn nun aber solche Akteure, die sich 
nicht an den NSG-Richtlinien orientie-
ren, Nukleargüter exportieren können, so 
schwächt dies das Exportkontrollregime. 
Aus dieser Perspektive wäre es deshalb 
grundsätzlich ratsam, alle Staaten, die zu 
nuklearen Exporten befähigt sind, in die 
NSG aufzunehmen.

Mit der Frage der Mitgliedschaft steht 
und fällt jedoch die Identität der NSG. Bis-
lang wurde die NSG überwiegend als Ins-
trument zum Erhalt und zur Stärkung der 
nuklearen Nichtverbreitungsnorm inter-
pretiert. Falls nun vermehrt Länder aufge-
nommen werden, deren Identifikation mit 
dieser Norm zweifelhaft erscheint, würde 
die NSG ihren Charakter grundsätzlich än-
dern. Bereits heute werden gemeinsame 
Beschlüsse wegen der Konsensregel oft 
erst nach langwierigen Verhandlungen 
gefällt. Eine Erweiterung der Mitglied-
staaten würde die Konsensfindung weiter 
erschweren. Zudem könnte die Aufnahme 
von Ländern mit unzureichender Umset-
zung von Exportkontrollen den derzeit 
hohen Standard der Anwendung der NSG-
Richtlinien senken. 

Das Beispiel China zeigt, welche Probleme 
entstehen könnten. China wurde 2004 in 
die NSG aufgenommen. Derzeit plant Pe-
king die Lieferung zweier Atomreaktoren 
an Pakistan, das nicht dem NPT angehört 
und über Kernwaffen verfügt. Diese Nuk-
learexporte sollen zwar unter der Kontrol-
le der IAEA stattfinden. Pakistan ist jedoch 
nicht gewillt, alle seine Nuklearanlagen 
unter IAEA-Aufsicht zu stellen, wie es die 
NSG-Richtlinien erfordern. Peking rechtfer-
tigt seine Exporte nach Pakistan mit dem 
Argument, es habe die Verträge mit Isla-
mabad bereits vor seinem NSG-Beitritt un-
terzeichnet. Aber nicht alle NSG-Mitglieder 
akzeptieren diese Erklärung. Einige werfen 
China vielmehr vor, mit seinem Vorgehen 
die Arbeit der NSG zu unterwandern.

Das Thema der NSG-Mitgliedschaft wirft 
auch die Frage nach der Verbindung der 
NSG zum NPT auf. Bisher kann der NSG 
nur angehören, wer Mitglied des NPT ist. 
Wollte man aber alle nuklearen Lieferlän-
der in die Arbeit der NSG einbeziehen, so 
müssten auch Länder wie Indien, Pakis-
tan und Israel berücksichtigt werden, die 
Atomwaffenprogramme ausserhalb des 
NPT unterhalten.

Die IAEA-Zusatzprotokolle 

Die Zusatzprotokolle erweitern die Inspektionskompetenzen der IAEA, welche ihr durch die 
umfassenden Sicherungsabkommen zugesichert werden. Sie sollen der Atombehörde die 
Aufdeckung nuklearer Aktivitäten ermöglichen, die in keiner Verbindung zum zivilen Nuklear-
programm eines Landes stehen. Die Zusatzprotokolle wurden 1997 vom IAEA-Gouverneursrat 
verabschiedet und sind mittlerweile in 119 Ländern in Kraft. Grundlage ist ein Modell-
Zusatzprotokoll, das es der IAEA ermöglicht, spezifische Anpassungen an bestimmte Länder 
vorzunehmen. Die zentralen Punkte des Modell-Protokolls sind:

	� Erweiterte Informationspflicht: Die Staaten haben eine umfassendere Informationspflicht 
über alle Aktivitäten und Anlagen, die in Verbindung mit dem Kernbrennstoffkreislauf 
stehen, z. B. über Forschungsaktivitäten, Nuklearexporte, Uranminen oder Atommülllager. 
Die IAEA kann zusätzliche Informationen anfordern. 

	� Erweiterter Zugang: Alle Gebäude, die sich auf gemeldeten Liegenschaften befinden, können 
kurzfristig inspiziert werden. 

	� Erweitertes Umweltprobenrecht: Die IAEA kann grundsätzlich an jedem Ort ihrer Wahl 
Umweltproben nehmen.

	� Erleichterung der Inspektionen: Die Staaten müssen administrative Hürden für Inspektoren 
abbauen und die Kommunikation mit dem IAEA-Hauptquartier jederzeit ermöglichen.
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Einer Erweiterung der NSG steht die 
Schweiz grundsätzlich offen gegenüber. 
Sie will jedoch vermeiden, dass die Auf-
nahme von Ländern die Konsensfähigkeit 
der Gruppe gefährdet oder dadurch die 
Harmonisierung der Exportkontrollen rela-
tiviert wird. Bezüglich einer etwaigen NSG-
Mitgliedschaft Indiens hat die Schweiz 
noch keinen Beschluss gefasst.

Auch China erhebt Einspruch gegen eine 
indische NSG-Mitgliedschaft. Vor dem 
Hintergrund seiner Rivalität mit Delhi 
ist Peking nicht an einer internationalen 
Aufwertung Indiens interessiert. Sollen 
Nichtmitglieder des NPT grundsätzlich 
Aufnahme in die NSG finden können – so 
darüber hinaus die chinesische Argumen-
tation –, so sollten nicht selektiv einzelne 
Länder aufgenommen werden. Vielmehr 
müssten entsprechende Aufnahmen ein-
heitlichen Kriterien folgen. Damit beab-
sichtigt China, auch Pakistan, mit dem es 
enge nukleare Beziehungen pflegt, einen 
späteren NSG-Beitritt offenzuhalten. Eine 
NSG-Mitgliedschaft Indiens würde einen 
späteren Beitritt Pakistans praktisch ver-
unmöglichen, denn Delhi würde ein Auf-
nahmegesuch Islamabads voraussichtlich 
ablehnen. Allerdings war abgesehen davon 
die Umsetzung von Exportkontrollen in Pa-
kistan in der Vergangenheit sehr schwach, 
was es dem so genannten Khan-Netzwerk 
erlaubte, Libyen, Irak und Nordkorea illegal 
bei deren Atomwaffenprogrammen zu un-
terstützen.

Wie die Debatte um eine Aufnahme Indi-
ens ausgehen wird, ist derzeit schwer vor-
herzusagen. Schon die Ausnahmeklausel 
für nukleare Lieferungen an Indien kam 
einer Zerreissprobe für die NSG gleich. Will 
die NSG in einer globalisierten Welt, in der 
für Atomwaffen verwendbare Technologi-
en immer leichter zugänglich werden, ein 
effektives Exportkontrollregime aufrecht-
erhalten, muss darauf geachtet werden, 
dass zentrale, die Identität der Gruppe 
betreffende Entscheidungen möglichst 
von allen Mitgliedern getragen werden. 
Ansonsten drohen der Zusammenhalt und 
damit auch die Effektivität der NSG zu zer-
fallen.

Die Schweiz und die NSG
Die Schweiz ist Mitglied der NSG. Der Bun-
desrat beschloss bereits 1977, die damals 
«Londoner Richtlinien» genannten Regel-
werke für nuklear relevante Exportkontrol-
len anzuwenden. Wie alle Staaten, welche 
diese Richtlinien umsetzten, wurde 1991 
auch die Schweiz zur Versammlung ein-
geladen, an welcher die NSG erstmals un-
ter dieser Bezeichnung tagte. Bereits 1993 
übernahm die Schweiz für ein Jahr den 
NSG-Vorsitz. Die schweizerischen Export-
kontrollen beruhen auf dem Güterkontroll-
gesetz und einer Güterkontrollverordnung. 
Der Export gelisteter Güter muss vom 
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) be-
willigt werden. Gelegentlich werden auch 
Ausfuhranträge abgelehnt.
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Die Schweiz ist aus vier Gründen Mitglied 
in der NSG: Erstens hat die Schweiz ein all-
gemeines Interesse an der Stärkung von 
Nonproliferationsregimen, insbesondere 
des NPT. Möglichst effektive Exportkontrol-
len im Rahmen der NSG tragen dazu bei. 
Zweitens will sie diejenigen Exportkon-
trollregime mitgestalten können, die ihre 
eigenen Ausfuhrbestimmungen betref-
fen. Drittens berücksichtigt die Schweiz 
ihre wirtschaftlichen Interessen. Durch die 
Harmonisierung von Exportkontrollen soll 
sichergestellt werden, dass die heimische 
Industrie keine Wettbewerbsnachteile er-
leidet. Dabei geht es nicht hauptsächlich 
um unmittelbar mit nuklearen Anwen-
dungen verknüpfte Güter, sondern vor 
allem um die Schweizer Werkzeugmaschi-
nenindustrie. Viertens schliesslich erlaubt 
der Informationsaustausch innerhalb 
der NSG eine verbesserte Umsetzung der 
Schweizer Ausfuhrbestimmungen. 
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